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Vollbeschäftigung in Reichweite 

Michael Bräuninger, Jörg Hinze 

Eine Kurzstudie im Auftrag der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft 

 

Entwicklung von Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit 

Der Arbeitsmarkt in Deutschland hat sich inzwischen weitgehend von der Krise erholt. Die Zahl der 

Arbeitslosen ist in Oktober das erste Mal seit 1992 unter die 3-Millionen-Marke gefallen; auch 

saisonbereinigt lag die Zahl nur noch knapp über 3 Mio. Damit hat sich der seit fünf Jahren 

vorherrschende positive Trend nunmehr fortgesetzt. Noch zu Jahresbeginn 2005 waren mehr als 

5 Mio. Menschen in Deutschland arbeitslos gewesen. Die günstige Entwicklung der Arbeitslosigkeit 

spiegelt die ebenso positive Entwicklung der Erwerbstätigkeit wider. Die Zahl der Erwerbstätigen ist 

über die letzten fünf Jahre um mehr als 1 ½ Mio. auf fast 40 ½ Mio. gestiegen. Davon profitierte zum 

größten Teil die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, die sich in dieser Zeit von 26 ¼ auf 

27 ¾ Mio. erhöhte und damit fast wieder das Niveau des Jahres 2000 erreichte. Der Anstieg kam hier 

zu einem Drittel Vollzeitbeschäftigten und zu zwei Dritteln Teilzeitbeschäftigten zugute. Die 

(ausschließlich) geringfügige Beschäftigung hat nach ihrem sprunghaften Anstieg im Anschluss an die 

Hartz-Reformen in den Jahren 2003/2004 auf fast 5 Mio. Personen nur noch wenig zugenommen, 

seit Mitte 2009 sogar wieder um 100.000 abgenommen. Das liegt aber wohl nicht zuletzt an 

Substitutionseffekten, denn die geringfügige Beschäftigung war während der Krise noch ausgeweitet 

worden, als die Erwerbstätigkeit insgesamt deutlich zurückging. 

Abbildung 1 
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Erwerbstätige und Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
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Quellen: Statistisches Bundesamt; Bundesagentur für Arbeit; HWWI.
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Der Abschwung in der Wirtschafts- und Finanzkrise 2008/09 hat auf dem Arbeitsmarkt - gemessen 

am Rückgang der gesamtwirtschaftlichen Produktion - nur relativ leichte Spuren hinterlassen. Dabei 

haben der Einsatz und die Neuordnung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente eine Schlüsselrolle 

gespielt. So nahm die Zahl der Erwerbstätigen von Oktober 2008 bis Oktober 2009 lediglich um 

160 000 bzw. 0,4 % ab. Allerdings war die Beschäftigung im Verarbeitenden Gewerbe unmittelbarer 

von der Krise betroffenen. Der Beschäftigungsrückgang war mit 4,6 % wesentlich ausgeprägter und 

die geleisteten Arbeitsstunden gingen dort sogar um fast 9 % zurück. Sicherlich wirkte insgesamt 

auch stabilisierend, dass der konjunkturell bedingte Rückgang der sozialversicherungspflichtigen 

Vollzeitbeschäftigung zu einem Großteil durch den ungebrochenen Anstieg sozialversicherungs-

pflichtiger Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse kompensiert wurde. Als Hauptgrund für den relativ 

moderaten Rückgang der Beschäftigung während der Krise ist allerdings der Einfluss des neu 

gestalteten Kurzarbeitergeldes zu nennen, das länger bezogen werden konnte und ferner auch 

staatliche Unterstützung bei Sozialabgaben vorsieht. Die Unternehmen haben davon regen Gebrauch 

gemacht, so dass die Zahl der Kurzarbeiter innerhalb von nur sechs Monaten nach Ausbruch der Krise 

im Oktober 2008 von nahe Null auf fast 1,5 Mio. hochschnellte; bei einem durchschnittlichen 

Arbeitszeitausfall von etwa einem Drittel konnten so rund 500.000 Angestellte in ihrem 

Arbeitsverhältnis gehalten werden. Dabei spielte sicherlich auch eine Rolle, dass die Unternehmen 

qualifizierte Arbeitskräfte halten wollten. 

Abbildung 2 

 

Welche Rolle dieses Argument spielt, wird durch einen genaueren Blick auf die von der Krise 

betroffenen Sektoren deutlich. Die Krise ging insbesondere mit einem erheblichen Einbruch der 
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Exporte einher und hat entsprechend die exportorientierten Unternehmen am härtesten getroffen. 

Dies sind jedoch gerade jene Unternehmen, welche vor der Krise den Fachkräftemangel bereits am 

deutlichsten spürten. Für sie war daher der Anreiz am höchsten, Fachkräfte in der Krise zu halten. 

Gleichzeitig haben diese Unternehmen sehr vom Boom vor der Krise profitiert und waren daher 

wirtschaftlich in der Lage – in Kombination mit dem Kurzarbeitergeld – ihre Fachkräfte zu halten. 

Dass der Arbeitsmarkt so wenig von der Krise betroffen ist, ist insbesondere dieser besonderen 

Situation geschuldet (vgl. Möller 2010). 

Abbildung 3 

 

Der Einsatz von Kurzarbeit, der Abbau von Guthaben auf Arbeitszeitkonten und der Zuwachs bei 

geringfügig und Teilzeitbeschäftigten hat zwar die Zahl der Erwerbstätigen in der Krise stabilisiert, 

schlug sich aber in einem deutlichen Rückgang des Arbeitsvolumens nieder. Die Arbeitsproduktivität 

pro Arbeitnehmer ging daher deutlich zurück. Umgekehrt spiegelt sich das in einem kräftigen Anstieg 

der Lohnstückkosten wider. Mit der wieder einsetzenden Erholung der deutschen Konjunktur seit 

dem Frühjahr/Sommer 2009 hat sich dieser Prozess zwar umgedreht, aber so wie das reale 

Bruttoinlandsprodukt noch nicht das Vorkrisenniveau erreicht hat, gilt dies auch für das 

Arbeitsvolumen und respektive für die Lohnstückkosten. 
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Abbildung 4 

 

Gründe für die Entwicklung 

Die Erholung am Arbeitsmarkt, die von 2005 bis kurz nach Ausbruch der Finanzkrise zu beobachten 

war, beruhte auf mehreren Faktoren. Die gute konjunkturelle Entwicklung leistete einen 

wesentlichen Beitrag zur Erholung am Arbeitsmarkt. Gleichzeitig haben sich aber auch strukturelle 

und damit nachhaltige Verbesserungen am Arbeitsmarkt vollzogen. So hat die insgesamt moderate 

Tariflohnpolitik, indem sie die Verteilungsspielräume nicht voll ausschöpfte, beschäftigungsfördernd 

gewirkt. Gleichzeitig zeigen Analysen für die Entwicklung vor der Krise, dass sich ebenso die nicht-

konjunkturbedingte Arbeitslosigkeit (NAIRU) verringert hat (vgl. Sachverständigenrat 2008). Dies wird 

auch durch das Konzept der Beveridge-Kurve belegt, die Rückschlüsse zur strukturellen Verfassung 

des Arbeitsmarktes zulässt. Hierzu werden bei der Beveridge-Kurve vakante Stellen und 

Arbeitslosigkeit zu einem Zeitpunkt verknüpft. Das gleichzeitige Auftreten von Arbeitslosigkeit und 

offener Stellen weist dabei auf strukturelle und friktionelle Arbeitslosigkeit hin, da auf dem 

Arbeitsmarkt einer sofortigen Besetzung vakanter Stellen offenbar Hindernisse entgegenstehen. 

Zwischen Vakanzen und Arbeitslosigkeit besteht entlang der Beveridge-Kurve ein inverser 

Zusammenhang, eine Abnahme der Vakanzen korrespondiert mit einer Zunahme der Arbeitslosigkeit. 

Nachhaltige, gleichgerichtete Änderungen beider Größen deuten hingegen auf strukturelle 

Veränderungen und eine Verschiebung der Beveridge-Kurve hin. 

Abbildung 5 zeigt die Entwicklung des Verhältnisses von Vakanzen und Arbeitslosigkeit für die 

deutsche Volkswirtschaft im Zeitraum Dezember 1999 bis September 2010. Präziser gesagt werden 
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die Vakanzquote, die die gemeldeten ungeförderten offenen Stellen in Relation zu den 

Erwerbstätigen setzt, und die Arbeitslosenquote abgebildet.  

Abbildung 5 
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Zu erkennen sind auf den ersten Blick drei Positionen der Beveridge-Kurve. Die erste Position nahm 

die Beveridge-Kurve in den Jahren 2000 bis zum Jahresende 2004 ein. Die zweite galt für die Jahre 

2005 und 2006 und die dritte und aktuelle Lage der Beveridge-Kurve wurde kurz vor Ausbruch der 

Finanzkrise erreicht. Dabei ist die Verschiebung der Beveridge-Kurve 2000/2004 auf 2005/2006 

jedoch der Hartz IV-Reform geschuldet, die eine Veränderung der Zählweise und damit über Nacht 

einen sprunghaften Anstieg der registrierten Arbeitslosigkeit mit sich brachte. Insofern kann 

gemutmaßt werden, dass beide Positionen der Beveridge-Kurve die gleiche strukturelle Verfassung 

des Arbeitsmarktes indizieren. Beginnend im Jahre 2007 nahmen hingegen sowohl die Vakanzquote 

als auch die Arbeitslosenquote bis zum Sommer 2008 signifikant ab, was auf eine höhere Effektivität 

der Such- und Arbeitsvermittlungsprozesse und damit auf eine geringere strukturelle und friktionelle 

Arbeitslosigkeit schließen lässt. Selbst die außergewöhnlich tiefe Wirtschafts- und Finanzkrise scheint 

zu keinen strukturellen Verschlechterungen am Arbeitsmarkt geführt zu haben. Festzustellen war 
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lediglich eine konjunkturell begründete Zunahme der Arbeitslosigkeit und eine hiermit 

korrespondierende Abnahme der Vakanzquote. Dieser Prozess drehte sich jedoch bereits Mitte 2009, 

angetrieben durch den sich erholenden Welthandel, wieder um und führte zu einer 

entgegengesetzten Bewegung entlang der Beveridge-Kurve, deren Lage unverändert blieb. 

 

Vollbeschäftigung: Was ist zu tun? 

Trotz der erreichten Erfolge am Arbeitsmarkt sollte in den Bemühungen um eine weitere 

Verbesserung der Beschäftigungssituation nicht nachgelassen werden. Tatsächlich ist es möglich, 

dass sowohl die sozialversicherungspflichtige Vollzeittätigkeit weiter gesteigert wird, als auch die 

Arbeitslosigkeit weiter abnimmt. Damit dies geschieht, muss die Dynamik am Arbeitsmarkt erhalten 

und verbessert werden. Dazu ist ein weiterhin beschäftigungsfreundlicher und differenzierter Kurs 

der Tarifpolitik notwendig. Wesentlich ist auch, dass die Lohnnebenkosten weiter gesenkt werden. 

Diese sind von 25,4 % im Jahr 2003 auf 22,9 % im Jahr 2009 gesunken. Dennoch sind die 

Lohnnebenkosten im internationalen Vergleich weiterhin auf einem hohen Niveau (OECD 2009). 

Abbildung 6 zeigt die Abgabenbelastung (Steuern und Sozialabgaben) für verschiedene familiäre 

Situationen und Einkommen in Deutschland im Vergleich zu den EU- und OECD-Ländern. Es wird 

deutlich, dass die Abgabenlast in Deutschland in allen Einkommensgruppen deutlich über dem EU- 

und OECD-Durchschnitt liegt. Besonders problematisch ist der große Abstand in der 

Abgabenbelastung bei den unteren Einkommensgruppen. 

Die hohe Abgabenbelastung im unteren Einkommensbereich resultiert daraus, dass die gesetzlichen 

Lohnnebenkosten bei sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung sofort in vollem Umfang anfallen. 

Das bedeutet, dass die Sozialversicherungsbeiträge einen Keil von rund 40 % zwischen die 

Arbeitskosten und die Nettolöhne treiben. Besonders stark treffen die Sozialbeiträge Alleinstehende 

mit geringen Einkommen. Hier sind weitere Reformen notwendig, damit die Schere zwischen der 

Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung und der Erwerbstätigkeit geschlossen 

wird. In diesem Zusammenhang ist eine Reduktion der staatlichen Zuschüsse zu den 

Sozialversicherungen aus Gründen der Haushaltskonsolidierung höchst problematisch.  
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Abbildung 6 

Abgabenbelastung nach Familientyp und Lohnniveau, 2009
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*Alleinverdiener (Single-Haushalt): % des durschnittlichen Einkommens
**Erstverdiener 100% des durschnittlichen Einkommens;
Zweitverdiener % des durchschnittlichen Einkommens

 

Die gesamtwirtschaftlich positive Entwicklung der Beschäftigung verdeckt große regionale 

Unterschiede bei Beschäftigung und Arbeitslosigkeit. So liegt die Arbeitslosenquote in Bayern aktuell 

bei 4,0 %, während sie sich in Sachsen-Anhalt bei 11,5 % befindet. Aber auch innerhalb der 

Bundesländer gibt es starke Divergenzen (vgl. Abbildung 7).  

Damit Vollbeschäftigung für Deutschland möglich wird, müssen die regionalen Differenzen der 

Arbeitslosenquoten abgebaut werden. Dazu könnte die Produktion sehr viel stärker regional 

differenziert stattfinden. Dies scheint aber schwierig, da in den Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit 

neben Infrastruktur insbesondere auch hochqualifizierte Beschäftigte fehlen (vgl. Südekum 2006, 

Bräuninger u. a. 2008). Da es aufgrund des demografischen Wandels zu einem Mangel an 

Fachkräften und Hochqualifizierten kommen wird, könnte sich dieses Problem noch deutlich 

verschärfen. Deshalb ist, neben einer höheren Mobilität der gering qualifizierten Beschäftigten in 

Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit, insbesondere die Standortbindung von Hochqualifizierten 

erforderlich. 
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Abbildung 7 

 

 

Von entscheidender Bedeutung für das Vollbeschäftigungsziel ist eine deutliche Reduktion der 

Langzeitarbeitslosen. Dabei sind derzeit etwa 1/3 der Arbeitslosen länger als ein Jahr arbeitslos und 

gehören damit in diese Kategorie. Die Zahl der Langzeitarbeitslosen ist seit 2005 in Relation zum 

Bestand deutlich zurückgegangen. In Teilen ist dies auf die gute konjunkturelle Entwicklung in den 

Jahren 2005 bis 2008 zurückzuführen. In der Regel haben aber „normale“ Arbeitslose mehr vom 

Konjunkturverlauf profitiert als Langzeitarbeitslose. Deshalb deutet die Entwicklung zwischen 2005 

und 2008 darauf hin, dass sich die Situation am Arbeitsmarkt strukturell geändert hat. Dies zeigt,  

ebenso wie der Verschiebung der Beveridge Kurve  dass Maßnahmen möglich sind, um die 

Langzeitarbeitslosigkeit zu verringern. 
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Langzeitarbeitslosigkeit ist sehr häufig mit bestimmten individuellen Charakteristika verbunden, die 

zu geringeren Einstellungschancen führen. Zu diesen Charakteristika gehört insbesondere das 

Bildungsniveau und die familiäre Situation: Unter den Langzeitarbeitslosen finden sich zum einen 

besonders viele gering Qualifizierte und zum anderen besonders viele Alleinerziehende.  

Bildung ist insgesamt eine der wesentlichen Determinanten der strukturellen Arbeitslosigkeit. So 

hatten nach der Statistik der Bundesagentur für Arbeit unter den Arbeitslosen im September 2010 in 

Deutschland 43 % keine abgeschlossene Berufsausbildung. Dabei betrug der Anteil der Personen 

ohne abgeschlossene Berufsausbildung im Rechtskreis SGB III nur 23 %. Im Rechtskreis SGB II, in dem 

die Langzeitarbeitslosen sehr viel stärker vertreten sind, lag dieser Anteil aber bei 54 %.1

Hier könnten reine arbeitsmarktpolitische Programme zu wenig auslösen: Es ist fraglich inwieweit 

sich die Unterbeschäftigung der gering Qualifizierten infolge der demografischen Entwicklung 

verbessern wird. Hier ist besonders problematisch, dass der Anteil junger Erwachsener mit niedrigen 

Qualifikationen seit den 1990er Jahren sogar wieder leicht steigt. Insofern setzt eine Verbesserung 

der Situation voraus, dass die Schulsysteme den Zufluss neuer gering Qualifizierter auf den 

Arbeitsmarkt verhindern. Insofern sind hier die weiteren Arbeitsmarktentwicklungen von der 

Bildungspolitik abhängig.  

 Im Bereich 

der gering Qualifizierten können zum Teil arbeitsmarktpolitische Programme helfen. Wesentlich ist 

aber auch die Schaffung von Stellen für gering Qualifizierte. Impulsgeber für diese Entwicklung 

könnte der Dienstleistungssektor und dabei insbesondere auch der Gesundheitssektor sein. 

Die zweite wesentliche Gruppe im Bereich der Langzeitarbeitslosen sind die Alleinerziehenden. Im 

Allgemeinen sind Alleinerziehende mit durchschnittlich 47 Wochen im Vergleich zu 33 Wochen bei 

den Arbeitslosen insgesamt deutlich länger arbeitslos. Demzufolge ist auch der Anteil der 

Langzeitarbeitslosen mit 41 % unter den arbeitslosen Alleinerziehenden besonders ausgeprägt (im 

Vergleich zu einem Anteil von 33 % unter allen Arbeitslosen). Hier ist eine Verbesserung der 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf, z. B. durch verbesserte Kinderbetreuungsangebote, vermehrte 

Teilzeit oder flexiblere Arbeitszeitgestaltung, notwendig (vgl. Bräuninger u. a. 2010).  

 

                                                           
1 Langzeitarbeitslose sind nicht notwendig im SGB III und nicht alle arbeitslosen im SGB II sind 
Langzeitarbeitslos. Dennoch sind die meisten Langzeitarbeitslosen im SGB III. 
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Fazit 

In den letzten Jahren ist die Arbeitslosigkeit insgesamt deutlich zurückgegangen. Hierzu hat auch die 

gute konjunkturelle Lage In den Jahren 2005 bis 2008 beigetragen. Aber auch in der jüngsten Krise ist 

die Arbeitslosigkeit kaum gestiegen. Ein großer Teil der Erfolge ist auf strukturelle Verbesserungen 

zurückzuführen. Diese basieren auf den Arbeitsmarktreformen in der ersten Hälfte des Jahrzehnts 

und auf der zurückhaltenden Tarifpolitik. 

Trotz der Erfolge ist eine weitere Politik zur Verbesserung der Beschäftigung notwendig. Die 

Arbeitslosigkeit kann noch weiter abgebaut werden. Damit ein weiterer Abbau der Arbeitslosigkeit 

möglich wird, muss der qualifikatorische und regionale Missmatch bei der Arbeitslosigkeit weiter 

reduziert werden. Dazu ist eine angemessene Lohnpolitik ebenso notwendig, wie Verbesserungen 

bei Bildung und Vereinbarkeit von Familie und Beruf.  
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